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LADESTROM.Straubing 
 

Auftrag  
zur Lieferung von Ladestrom/Autostrom durch die 
Stadtwerke Straubing GmbH, Sedanstr. 10, 94315 
Straubing  

- im nachfolgenden Text „Stadtwerke“ genannt -  

 

1. Kunde 

 

Frau/Herr/Titel:  

 

  
(Vor- und Zuname) 

 

  
(Geburtsdatum, freiwillige Angabe) 

 

  
(Personalausweis-Nummer) 

 

  
(Straße, Hausnummer) 

 

  
(PLZ, Ort) 

 

  
(Telefon) 

 

  
(E-Mail) 

 

 

Die Stadtwerke können dem Kunden über die zuvor 
genannte E-Mail-Adresse rechtserhebliche Erklärungen 
zur Begründung, Durchführung, Änderung oder 
Beendigung dieses Lieferverhältnisses (z.B. Mitteilungen 
über den Vertrags- oder Lieferbeginn etc.) zusenden. 
Änderungen der vorgenannten Kontaktdaten des Kunden 
sind den Stadtwerken unverzüglich in Textform 
mitzuteilen. 

 

2. Gegenstand der Vereinbarung 
Diese Vereinbarung regelt den Bezug von Ladestrom über 
die Ladeinfrastruktur der Stadtwerke im öffentlichen und 
halböffentlichen Bereich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. aktuelle Preisstellung 

Gültig zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses: 

   
   
Ladesäule AC (Wechselstrom) bis 22kW 
Preis pro 
Kilowattstunde Eco 
(brutto) 

 
 
 

34,99 Cent 
 
(netto)  

 

29,40 Cent 

   
   
   
Blockadepreis bei AC-Ladesäulen 
frühestens ab der 121. Minute 
(brutto) – Preis pro Stunde  

 
0,90 Euro 

 

(netto)  0,76 Euro 

 
Um die Effizienz und die Verfügbarkeit der Ladeplätze im 
öffentlichen Bereich zu erhöhen, wird frühestens ab der 
121. Minute Standzeit zusätzlich zu den Ladestrompreisen 
ein Blockadepreis erhoben. Abhängig vom Aufstellungsort 
und/oder der Blockadezeit können unterschiedliche Preise 
und Zeiten gelten. Die für die einzelnen Ladesäulen 
aktuell gültigen Preise und Zeiten können auf der 
Homepage entnommen werden.  

Der Blockadepreis wird in einstündigen Intervallen 
erhoben. Maßgeblich für die Abrechnung sind 
ausschließlich die zum Zeitpunkt des Ladevorgangs 
angegebenen Preise. Die Nettopreise gelten zuzüglich der 
jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer, derzeit  
19 % USt. 

4. Betrieb der Ladeinfrastruktur der STADTWERKE  

im öffentlichen/halböffentlichen Bereich 
Die Stadtwerke betreiben und warten die im Eigentum der 
Stadtwerke stehende Ladeinfrastruktur für Ladestrom im 
öffentlichen/halböffentlichen Bereich. 

Störungen oder Schäden an der e-Ladestation sind den 
Stadtwerken unverzüglich zu melden. 
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5. Identifikation des Kunden für Ladevorgänge 

Mit Bestätigung des Wirksamwerdens dieser 
Vereinbarung erhält der Kunde mit dem 
Bestätigungsschreiben eine RFID-Karte zur Identifikation 
zugesandt. Diese RFID-Karte ermöglicht und erlaubt dem 
Kunden den Start von Ladevorgängen an den 
Ladestationen der Stadtwerke. Die ausgehändigte RFID-
Karte bleibt im Eigentum der Stadtwerke und wird dem 
Kunden für die Dauer des Vertrages unentgeltlich 
leihweise zur Verfügung gestellt. Im Falle eines Verlusts 
der RFID-Karte und für das Ausstellen einer Ersatzkarte 
werden 10,00 € Bearbeitungsgebühr berechnet. 

 
6. Stromlieferung an den Ladepunkten 
Die Stadtwerke garantieren an allen selbst betriebenen 
Ladestationen die Abgabe von Ökostrom aus 100% 
Wasserkraft.  
 
Mit LADESTROM.Straubing beziehen Sie Ökostrom aus 100% 
Wasserkraft, der nachweislich umwelt- und klimafreundlich 
im Uniper Wasserkraftwerk Straubing an der Staustufe 
Kagers erzeugt wird. Außerdem unterstützen Sie 
automatisch mit jeder verbrauchten Kilowattstunde zu netto 
0,5 Cent das regionale Artenhilfsprogramm der 
Stadtgärtnerei Straubing. Dabei können Sie ganz konkret 
mithelfen, bedrohte einheimische Pflanzen zu erhalten und 
Straubing und seine Umgebung aufblühen zu lassen. 

7. Gültigkeit und Vertragsbeginn: 
Der Vertrag beginnt mit dem Erhalt der für die 
Identifikation an den Ladesäulen erforderlichen RFID-
Karte zum nächstmöglichen Zeitpunkt.  

8. Laufzeit und Kündigung: 
Der Vertrag läuft auf unbestimmte Zeit. Der Vertrag kann 
vom Kunden mit der Rückgabe der ausgehändigten RFID-
Karte(n) an die Stadtwerke fristlos gekündigt werden. Die 
Kündigung bedarf zudem der Textform. Die Stadtwerke 
können den Vertrag mit einer Frist von 2 Wochen in 
Textform kündigen. Besondere Kündigungsrechte (nach 
Gesetz oder den beigefügten AGB) bleiben unberührt. 

9. Geltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen: 
Ergänzend finden die beigefügten „Allgemeine 
Geschäftsbedingungen LADESTROM.Straubing der 
Stadtwerke für Ladestrom/Autostrom“ (AGB) Anwendung. 

10. Vollmacht: 
Der Kunde bevollmächtigt die Stadtwerke zur Vornahme 
aller Handlungen sowie Abgabe und Entgegennahme aller 
Erklärungen, die im Zusammenhang zur Erbringung der 
vertraglichen Leistungen erforderlich werden, soweit dem 
Kunden dadurch keine Kosten entstehen. 

11. SEPA-Basislastschriftmandat: 
Mit Ihrer Unterschrift sind Sie damit einverstanden, dass 
die Stadtwerke Straubing Ihre Daten an die REWAG 
Regensburger Energie- und Wasserversorgung AG & Co. 
KG zur Abrechnung, Rechnungsstellung und Mahnwesen 
weiterleiten darf. Die Abrechnung und der Einzug erfolgt 
über den Dienstleister, REWAG Regensburger Energie- 
und Wasserversorgung AG & Co. KG„. 

Ich ermächtige die REWAG, Zahlungen von meinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die von REWAG auf mein Konto 
gezogenen Lastschriften einzulösen. 

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend 
mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten 

Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem 
Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

 

 

Die Mandatsreferenznummer für dieses SEPA-Mandat 
wird dem Kunden gesondert mitgeteilt. 

       
(Name/Vorname des Kontoinhabers, ggf. des Vertretungsberechtigten) 

       
(Straße, Hausnummer) 

       
(PLZ, Ort) 

       
(Kreditinstitut) 

       
(IBAN) 

  
(Datum, Ort und Unterschrift des   Kontoinhabers, ggf. des Vertretungsberechtigten) 
 

12. Einwilligungserklärung zur Datenverwendung 
(Telefonwerbung und Marktforschung) 
(Falls gewünscht, bitte ankreuzen) 

 Ich erkläre mich einverstanden, dass die 
Stadtwerke die von mir im Rahmen dieses 
Vertrages erhobenen Daten (z. B. Name, Anschrift, 
Tel.-Nr., Beginn und Ende der Belieferung sowie 
Daten zum Energieverbrauch) für an mich per 
Telefon gerichtete Werbung für eigene Produkte 
und/oder Dienstleistungen sowie zur 
Marktforschung verarbeitet und nutzt – z. B. 
Vertragsangebote zu Strom-, Gas-, Wasser- bzw. 
Fernwärmelieferverträgen sowie Informationen 
über Sonderangebote und Rabattaktionen hierzu. 
Meine Einwilligung kann ich jederzeit widerrufen. 
Die Einwilligung gilt – vorbehaltlich eines 
vorherigen Widerrufs – bis zum Ende des auf die 
Vertragsbeendigung folgenden Kalenderjahres. 
Der Widerruf ist zu richten an: Stadtwerke 
Straubing GmbH, Sedanstr. 10, 94315 Straubing, 
Telefon: 09421 864-0, Telefax: 09421 864-200, 
Email: mail@stadtwerke-straubing.de. Eine 
Übermittlung der Daten an Dritte erfolgt nicht, es 
sei denn, ich habe dem ausdrücklich zugestimmt 
oder die Stadtwerke sind hierzu aufgrund 
gesetzlicher Bestimmungen verpflichtet oder die 
Übermittlung ist aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen zulässig. 
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13. Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne 
Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 

Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag 
des Vertragsabschlusses.  

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns 
(Stadtwerke Straubing, Sedanstr. 10, 94315 Straubing, 
Telefon: 09421 864-0, Email: mail@stadtwerke-
straubing.de) mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. 
ein mit der Post versandter Brief oder E-Mail) über 
Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, 
informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-
Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht 
vorgeschrieben ist.  
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie 
die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts 
vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen 
alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, 
einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der 
zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie 
eine andere Art der Lieferung als die von uns 
angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt 
haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn 
Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die 
Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns 
eingegangen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir 
dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der 
ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei 
denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet. 

Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen oder 
Lieferung von Strom  während der Widerrufsfrist 
beginnen soll, so haben Sie uns einen angemessenen 
Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des 
Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags 
unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen im 
Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag 
vorgesehenen Dienstleistungen entspricht. 

 

 

Mit Ihrer Unterschrift sind Sie damit einverstanden, dass die Stadtwerke Straubing GmbH Ihre 
Daten an die REWAG Regensburger Energie- und Wasserversorgung AG & Co. KG zur 
Dienstleistung (für Abrechnung, Rechnungsstellung und Mahnwesen) weiterleiten darf. 
 
Die Abrechnung und der Einzug erfolgt über die REWAG Regensburger Energie- und 
Wasserversorgung AG & Co. KG. 
 
 
 
 
Bitte senden Sie dieses Formular unterschrieben und mit einer Kopie Ihres Personalausweises an: 
ladestrom@stadtwerke-straubing.de 

 
bzw. per Post an die Stadtwerke Straubing GmbH, Sedanstr. 10, 94315 Straubing

               
Ort, Datum Unterschrift Kunde 



 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
LADESTROM.Straubing der Stadtwerke Straubing  
für Ladestrom/Autostrom 
 

1. Vertragsschluss / Lieferbeginn / Allgemeines 
1.1 Der Vertrag kommt durch Bestätigung der STADTWERKE (bzw. deren Dienstleister 

REWAG) in Textform unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der 
tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen 
Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind.  Eine 
Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 
356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert die STADTWERKE hierzu 
ausdrücklich auf.  

1.2. Der an den Ladesäulen entnommene Strom darf ausschließlich für die Aufladung der in 
den Fahrzeugen des Kunden befindlichen Batterien genutzt werden. Der Kunden muss 
sich vor der Benutzung der Ladesäule über deren Bedienung informieren. Es dürfen nur 
geprüfte und zugelassene Kabel und Streckvorrichtungen verwendet werden, die den 
anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Es dürfen nur geprüfte Fahrzeuge 
angeschlossen werden, die für die ausgewiesene Ladespannung zugelassen sind. 

1.3 Vor Benutzung der Ladesäule ist diese auf äußerliche Unversehrtheit zu überprüfen. 
Bei erkennbaren Schäden am Gehäuse, an den Schutzklappen und den 
Anschlussdosen, bei jeglicher Art von Fehlfunktion der e-Ladesäule und Anzeichen von 
Vandalismus darf die Nutzung der Ladesäule weder begonnen noch fortgesetzt werden. 
Die STADTWERKE bitten den Kunden, festgestellte Mängel über die an der Ladesäule 
ausgewiesene Telefonnummer zu melden. 

1.4 Die Ladesäulen im öffentlichen/halböffentlichen Bereich sind mit unterschiedlichen 
Ladesteckdosen ausgestattet. Die STADTWERKE behalten sich vor, jederzeit 
Änderungen an den technischen Spezifikationen sowie der Bedien- und Funktionsweise 
der Ladesäulen vorzunehmen. 

1.5 Der Kunde haftet für alle Schäden, die er schuldhaft verursacht, z.B. für 
Beschädigungen an Baulichkeiten im Zusammenhang mit der Benutzung der Ladesäule 
sowie für Schäden an der Ladesäule selbst. Sollte es hierdurch zu einer Schädigung 
Dritter kommen, stellt der Kunde die STADTWERKE von Ansprüchen Dritter frei. 

1.6 Ein Defekt im Ladecontroller des Elektrofahrzeugs (bzw. einer vergleichbaren 
technischen Fahrzeugeinrichtung) kann dazu führen, dass es zu einer 
sicherheitsrelevanten Abschaltung der Ladesäule und damit zum Abbruch des 
Ladevorgangs kommt.  Für die dann notwendige Wiederaufnahme der 
Anschlussnutzung können die STADTWERKE dem Kunden die dadurch entstandenen 
Kosten pauschal gemäß Ziffer 16 in Rechnung stellen. 

1.7 Der Kunde hat in öffentlichen/halböffentlichen Bereichen für den Ladevorgang die 
hierfür gekennzeichneten Parkflächen zu benutzen. Die Nutzung dieser Parkflächen zu 
anderen Zwecken ist nicht gestattet. Der Zugang zu den Ladesäulen kann je nach 
Standort zeitlich beschränkt sein. Werden die Parkflächen für die Nutzung der 
Ladesäulen von Dritten kostenpflichtig zur Verfügung gestellt (z.B. Parkhäuser), trägt 
der Kunde diese Kosten zusätzlich. 

1.8 Die RFID-Karte ist vom Kunden mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu 
verhindern, dass sie abhandenkommt oder missbräuchlich verwendet wird. Stellt der 
Kunde den Verlust, Diebstahl oder missbräuchliche Verwendung seiner RFID-Karte fest 
oder hat er einen entsprechenden Verdacht, so hat er die Karte unverzüglich über die 
STADTWERKE sperren zu lassen. Die STADTWERKE dürfen die RFID-Karte sperren, 
wenn sie berechtigt ist, den Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen. Die 
STADTWERKE sind zur Sperrung auch berechtigt, wenn sachliche Gründe im 
Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder ein diesbezüglich 
begründeter Verdacht vorliegt.  

2. Umfang und Durchführung der Lieferung / Befreiung von der Leistungspflicht 
2.1 Die STADTWERKE liefern dem Kunden dessen Bedarf an elektrischer Energie für 

Ladestrom/Autostrom. 
2.2. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung 

sind die STADTWERKE, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes 
einschließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den 
möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den Netzbetreiber vgl. Ziffer 9.  

2.3. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare 
Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem 
angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann 
(insbesondere höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, 
Arbeitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder 
unmöglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten 
befreit, solange diese Umstände und deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind.   

2.4. Die STADTWERKE ist weiter von ihrer Leistungspflicht befreit, soweit und solange der 
Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der 
Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. 
Schadensersatzansprüche des Kunden gegen die STADTWERKE bleiben für den Fall 
unberührt, dass die STADTWERKE an der Unterbrechung ein Verschulden trifft. 

3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige 
Preisberechnung 

3.1. Die STADTWERKE können vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. 
Die STADTWERKE berechnen diese unter Berücksichtigung des voraussichtlichen 
Verbrauchs nach billigem Ermessen, in der Regel auf der Grundlage der Abrechnung 
der vorangegangenen 12 Monate bzw. unter Berücksichtigung des durchschnittlichen 
Verbrauchs vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch 
erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berücksichtigen. 

3.2. Zum Ende jedes von den STADTWERKEN festgelegten Abrechnungszeitraumes, der 
12 Monate nicht wesentlich überschreitet, und zum Ende des Lieferverhältnisses wird 
von den STADTWERKEN eine Abrechnung erstellt, in welcher der tatsächliche Umfang 
der Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird. Ergibt 
sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung der tatsächlichen 
Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet 
bzw. nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet. Der Kunde hat 
– abweichend von Satz 1 – das Recht, eine kostenpflichtige monatliche, vierteljährliche 
oder halbjährliche Abrechnung zu wählen, die auf Grundlage einer gesonderten 
Vereinbarung mit den STADTWERKEN erfolgt. Bei einer monatlichen Abrechnung 
entfällt das Recht der STADTWERKE nach Ziffer 3.1. 

3.3. Ändern sich die vertraglichen Preise während des Abrechnungszeitraumes, so erfolgt 
die Anpassung der Arbeitspreise, diese werden mengenanteilig berechnet. Die nach der 
Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen können entsprechend angepasst 
werden. 

4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung 
4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, 

Abschläge zu dem von den STADTWERKEN nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) 
festgelegten Zeitpunkt  fällig und ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahrens oder 
mittels Dauerauftrag bzw. Überweisung zu zahlen.  

4.2. Bei Zahlungsverzug stellen die STADTWERKE, wenn sie erneut zur Zahlung auffordert 
oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, dem Kunden die dadurch 
entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 16 in Rechnung. Auf Verlangen des 
Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss 
einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis 

gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe 
der Pauschale.  

4.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur 
Zahlungsverweigerung nur, sofern die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen 
Fehlers besteht, oder sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne 
ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im 
vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der 
Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die 
ordnungsgemäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist. Rechte des Kunden 
nach § 315 BGB bleiben unberührt. 

4.4. Gegen Ansprüche der STADTWERKE kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des 
Kunden gegen die STADTWERKE aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung 
oder mangelhafter Erfüllung der Lieferpflicht.  

5. Vorauszahlung  
5.1. Die STADTWERKE können vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in 

angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in 
nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums 
von zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen begründeten 
Fällen.  Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die 
Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Vorauszahlung ist frühestens zum 
Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung des Kunden entspricht den für einen 
Zeitraum von bis zu zwei Liefermonaten zu leistenden Zahlungen. Sie wird für den 
Vorauszahlungszeitraum aus dem durchschnittlichen Verbrauch des vorhergehenden 
Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis bzw. – sollte kein 
vorhergehender Abrechnungszeitraum bestehen – aus dem durchschnittlichen 
Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis ermittelt. Macht der 
Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu 
berücksichtigen. Die Vorauszahlung wird mit den jeweils nächsten vom Kunden nach 
dem Vertrag zu leistenden Zahlungen verrechnet. Erfolgt eine solche Verrechnung und 
liegen die Voraussetzungen für eine Vorauszahlung weiterhin vor, ist der Kunde 
verpflichtet, den verrechneten Betrag unverzüglich nach der Verrechnung als erneute 
Vorauszahlung nachzuentrichten.  

5.2 Der Kunde kann von den STADTWERKEN alle drei Monate, erstmals zum Ende des 
dritten Monats ab Leistung der ersten Vorauszahlung, eine Überprüfung verlangen, ob 
weiterhin ein Grund für die Erhebung von Vorauszahlungen vorliegt. Ergibt die 
Überprüfung, dass kein Grund mehr für die Erhebung einer Vorauszahlung vorliegt, 
benachrichtigen die STADTWERKE den Kunden hierüber in Textform. Die Pflicht des 
Kunden zur Vorauszahlung endet mit Zugang der Benachrichtigung 

6. Preise und Preisbestandteile / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige 
hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen  

6.1. Der Preis besteht aus einem Arbeitspreis. Der Preis wird kalkuliert auf Grundlage der 
Kosten, die für die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfallen. Er enthält folgende 
Kosten: Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb, die Kosten für Messstellenbetrieb  
– soweit diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt 
werden – ,die aus dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) folgenden Belastungen, 
das an den Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt, die vom Netzbetreiber erhobene 
Umlage nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG), die Umlage nach § 19 Abs. 
2 StromNEV, die Offshore-Haftungsumlage nach § 17 f Abs. 5 EnWG, die abLa-Umlage 
nach § 18 Abs. 1 der Verordnung zu abschaltbaren Lasten (AbLaV), die Stromsteuer,  
die Konzessionsabgaben sowie die Umsatzsteuer (gesetzlicher Regelsatz nach §12 
Abs. 1 UStG derzeit 19 %). Zudem ab 2023 die Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 
Satz 9 bis 11 EnWG. Die STADTWERKE sind berechtigt, mit grundzuständigen 
Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Abrechnung der Entgelte für den 
Messstellenbetrieb mit intelligenten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen 
zu treffen, wonach der grundzuständige Messstellenbetreiber gegenüber den 
STADTWERKEN abrechnet, soweit die STADTWERKE sicherstellen, dass eine 
zusätzliche Inanspruchnahme des Kunden für diese Entgelte durch den 
grundzuständigen Messstellenbetreiber ausgeschlossen ist. 

6.2. Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie nach Vertragsschluss 
mit zusätzlichen, in Ziffern 6.1 und 6.3 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, 
erhöht sich der Preis nach Ziffer 6.1 um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der 
jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die 
Verteilung von elektrischer Energie nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich 
auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, 
soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag 
geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils geltenden Höhe nach Satz 
1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu einer 
entsprechenden Preisreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die 
Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss 
konkret vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der 
Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten 
beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem einzelnen 
Vertragsverhältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden können. 
Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der 
Kunde wird über eine solche Weiterberechnung spätestens sechs Wochen vor dem 
geplanten Wirksamwerden in Textform informiert. In diesem Fall hat der Kunde das 
Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Weiterberechnung zu kündigen.  

6.3. Die Preise nach Ziffer 6.1 sind Bruttopreise. Sie beinhalten die Kosten nach Ziffer 6.1.  
6.4. Die STADTWERKE teilen dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach Ziffer 6.2 

zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.  
6.5. Die STADTWERKE sind verpflichtet, die Preise nach Ziffer 6.1 – nicht hingegen etwaige 

zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 
6.2 sowie die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebene 
Umsatzsteuer nach Ziffer 6.3 – durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem 
Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Ermäßigungen). Anlass 
für eine solche Preisanpassung ist ausschließlich eine Änderung der in Ziffer 6.1 
genannten Kosten. Die STADTWERKE überwachen fortlaufend die Entwicklung dieser 
Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf die Veränderung der Kosten 
nach Ziffer 6.1 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.5 
bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.5 erfolgt ist – seit 
Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen 
Preisanpassung beschränkt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder 
Preisanpassung gegenläufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung der 
STADTWERKE nach billigem Ermessen bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte 
einer Preisanpassung; diese sind so zu wählen, dass Kostensenkungen nicht nach für 
den Kunden ungünstigeren Maßstäben Rechnung getragen werden als 
Kostenerhöhungen, also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang 
preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 BGB 
das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens der STADTWERKE gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Änderungen der Preise nach dieser Ziffer sind nur zum 
Monatsersten möglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn die 
STADTWERKE dem Kunden die Änderungen spätestens sechs Wochen vor dem 
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. Ist der Kunde mit der mitgeteilten 
Preisanpassung nicht einverstanden, hat er das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zu kündigen.  Hierauf wird der Kunde von den STADTWERKEN in 
der Mitteilung gesondert hingewiesen. 



 

6.6. Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. (09421 
864-0 oder im Internet unter www.stadtwerke-straubing.de.   

 
 
7. Änderungen des Vertrages und dieser Bedingungen  
 Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen auf den gesetzlichen 

und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. 
EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, höchstrichterliche Rechtsprechung, 
Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann 
nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder 
sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, sofern deren 
konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des 
förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die die 
STADTWERKE nicht veranlasst und auf die sie auch keinen Einfluss hat, in nicht 
unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im 
Vertrag und/oder diesen Bedingungen entstandene Lücke nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die 
Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), die nur durch eine Anpassung 
oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen sind die STADTWERKE 
verpflichtet, den Vertrag und diese Bedingungen – mit Ausnahme der Preise – 
unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung 
des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich 
entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung des 
Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher 
Überleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages und dieser Bedingungen 
nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur 
wirksam, wenn die STADTWERKE dem Kunden die Anpassung spätestens sechs 
Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. Ist der Kunde mit der 
mitgeteilten Vertragsanpassung nicht einverstanden, hat er das Recht, den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von den 
STADTWERKE in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

8. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung 
8.1. Bei Zahlungsverzug des Kunden ab einem Betrag von mindestens € 50,00 inklusive 

Mahn- und Inkassokosten sind die STADTWERKE ebenfalls berechtigt, die Lieferung 
einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber 
unterbrechen zu lassen. Bei der Berechnung des Mindestbetrages bleiben nicht 
titulierte Forderungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig beanstandet hat, oder 
die wegen einer Vereinbarung zwischen STADTWERKE und Kunden noch nicht fällig 
sind, oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig entschiedenen 
Preiserhöhung der STADTWERKE resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die 
Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen 
oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen 
Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt.  Dem Kunden wird die Unterbrechung 
spätestens vier Wochen vorher angedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit 
der Unterbrechung der Anschlussnutzung drei Werktage vorher unter Angabe des 
Zeitpunkts der Auftragserteilung angekündigt.   

9. Haftung 
9.1. Die STADTWERKE sind gegenüber dem Kunden nicht zur Bereitstellung von 

elektrischer Energie an den Ladesäulen verpflichtet.  
Dies gilt insbesondere, wenn eine Außerbetriebnahme von Ladesäulen aus technischen 
Gründen erforderlich ist. Bei Unterbrechungen oder Unregelmäßigkeiten in der 
Stromversorgung der Ladesäulen sind die STADTWERKE von der Leistungspflicht 
befreit. 
Bei Unterbrechung oder Unregelmäßigkeiten in der Stromversorgung der Ladesäulen, 
die eine Ursache im Bereich des zuständigen Netzbetreibers hat, ist eine Haftung der 
STADTWERKE ausgeschlossen. 

 Im Übrigen haften die STADTWERKE nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Dies gilt 
nicht bei Ansprüchen des Kunden aus Produkthaftung oder einer der Betreiberin 
zurechenbaren Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. Die 
Haftungsbeschränkung gilt auch nicht bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten 
(Pflichten, deren Einhaltung für die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages 
entscheidend sind). In diesem Fall ist die Haftung jedoch auf vorhersehbare und 
vertragstypische Schäden begrenzt. Die vorstehenden Haftungsregelungen gelten auch 
bei Pflichtverletzungen von gesetzlichen Vertretern und Erfüllungsgehilfen der 
STADTWERKE.  

9.2. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. 
10. Umzug / Übertragung des Vertrags 
10.1. Der Kunde ist verpflichtet, den STADTWERKEN jeden Umzug unverzüglich, spätestens 

jedoch innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem Umzug, unter Angabe des 
Umzugsdatums in Textform mitzuteilen.  

10.2 Die STADTWERKE sind berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als 
Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu 
übertragen. Eine Übertragung ist dem Kunden rechtzeitig zuvor mitzuteilen. Ist der 
Kunde mit der Übertragung des Vertrages nicht einverstanden, hat er das Recht, den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von 
den STADTWERKEN in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

11. Vertragsstrafe  
11.1. Eine Vertragsstrafe kann verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder grob 

fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu 
machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei 
Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Vertragspreis zusätzlich zu 
zahlen gehabt hätte. Sie darf längstens für einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt 
werden. 

11.2. Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der Mitteilungspflicht nicht 
festzustellen, so kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der Ziffer 11.1 
für einen geschätzten Zeitraum, der längstens sechs Monate betragen darf, erhoben 
werden. 

12. Datenschutz / Datenaustausch mit Auskunfteien / Widerspruchsrecht   
12.1. Verantwortlicher für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Sinne der 

Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) ist: Stadtwerke Straubing Strom und Gs 
GmbH, Sedanstr. 10, 94315 Straubing, Telefon: 09421 864-0, Telefax: 09421 864-200, 
Email: mail@stadtwerke-straubing.de.  

12.2. Der/Die Datenschutzbeauftragte der STADTWERKE steht dem Kunden für Fragen zur 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten unter Stadtwerke Straubing Strom und 
Gas GmbH, - Datenschutzbeauftragter -, Sedantr. 10, 94315 Straubing, Telefon: 09421 
864-0, Telefax: 09421 864-200, Email: datenschutz@stadtwerke-straubing.de zur 
Verfügung. 

12.3. Die STADTWERKE verarbeiten folgende Kategorien personenbezogener Daten: 
Kontaktdaten des Kunden (z. B. Name, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer), 
Daten zur Verbrauchsstelle (z. B. Zählernummer, Identifikationsnummer der 
Marktlokation), Verbrauchsdaten, Angaben zum Belieferungszeitraum, 
Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten), Daten zum Zahlungsverhalten. 

12.4. Die STADTWERKE verarbeiten die personenbezogenen Daten des Kunden zu den 
folgenden Zwecken und auf folgenden Rechtsgrundlagen: 

a) Erfüllung (inklusive Abrechnung) des Energieliefervertrages und Durchführung 
vorvertraglicher Maßnahmen auf Anfrage des Kunden auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 
lit. b) DS-GVO  sowie der §§ 49 ff. MsbG.  

b) Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. wegen handels- oder steuerrechtlicher 
Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 

c) Direktwerbung und Marktforschung auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO . 
Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen nur erfolgen,  

 
 
 soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen der STADTWERKE oder Dritter 

erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der 
betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 

d) Soweit der Kunde der STADTWERKE eine Einwilligung zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten zur Telefonwerbung erteilt hat, verarbeiten die 
STADTWERKE personenbezogene Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS-
GVO. Eine Einwilligung zur Telefonwerbung kann der Kunde jederzeit gemäß Art. 7 
Abs. 3 DS-GVO widerrufen. 

e)   Bewertung der Kreditwürdigkeit des Kunden sowie Mitteilung von Anhaltspunkten zur 
Ermittlung der Kreditwürdigkeit des Kunden durch die Auskunftei „Creditreform 
Boniversum GmbH, Hellersbergstr.11, 41460 Neuss“ auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. 
b) und f) DS-GVO (Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO dürfen 
nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen der STADTWERKE oder 
Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, 
überwiegen). Die STADTWERKE übermitteln hierzu personenbezogene Daten über die 
Beantragung, Durchführung und Beendigung des Energieliefervertrages sowie Daten 
über nicht vertragsgemäßes oder betrügerisches Verhalten an die genannte Auskunftei. 
Der Datenaustausch mit der Auskunftei dient auch der Erfüllung gesetzlicher Pflichten 
zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kunden (§§ 505a und 506 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches). Die Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten und 
verwendet sie zudem zum Zwecke der Profilbildung (Scoring) um Dritten Informationen 
zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit des Kunden zu geben. In die Berechnung der 
Kreditwürdigkeit fließen unter anderem die Anschriftendaten des Kunden ein.  

12.5. Eine Offenlegung bzw. Übermittlung der personenbezogenen Daten des Kunden erfolgt 
– im Rahmen der in Ziffer 12.4 genannten Zwecke – ausschließlich gegenüber 
folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern: Energielieferanten, 
Verteilernetzbetreiber, Messstellenbetreiber, Auskunfteien zum Bonitäts-Scoring.  

12.6. Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten an oder in Drittländer oder an 
internationale Organisationen erfolgt nicht.  

12.7. Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zu den unter Ziffer 12.4 genannten 
Zwecken solange gespeichert, wie dies für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. 
Zum Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung werden die 
personenbezogenen Daten des Kunden solange gespeichert, wie ein überwiegendes 
rechtliches Interesse der STADTWERKE an der Verarbeitung nach Maßgabe der 
einschlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längstens jedoch für eine Dauer von 
zwei Jahren über das Vertragsende hinaus.  

12.8. Der Kunde hat gegenüber den STADTWERKEN Rechte auf Auskunft über seine 
gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO); Berichtigung der Daten, 
wenn sie fehlerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO); Löschung, 
wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Verarbeitung erfüllt und die 
Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder der Kunde eine erteilte Einwilligung 
zur Verarbeitung bestimmter personenbezogener Daten widerrufen hat (Art. 17 DS-
GVO); Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 lit. a) bis d) DS-
GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO), Datenübertragbarkeit 
der vom Kunden bereitgestellten, ihn betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 20 
DS-GVO), Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die 
Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht 
berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
(Art. 77 DS-GVO). 

12.9. Verarbeiten die STADTWERKE personenbezogene Daten von Mitarbeitern des 
Kunden, verpflichtet sich der Kunde seine Mitarbeiter darüber zu informieren, dass die 
STADTWERKE für die Dauer des Energieliefervertrages die folgenden Kategorien 
personenbezogener Daten der Mitarbeiter zum Zwecke der Erfüllung des 
Energieliefervertrages verarbeitet: Kontaktdaten (z. B.: Name, E-Mail-Adresse, 
Telefonnummer), Daten zur Stellenbezeichnung. Der Kunde informiert die betroffenen 
Mitarbeiter darüber, dass die Verarbeitung der benannten Kategorien von 
personenbezogenen Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO erfolgt.  
Außerdem teilt er den betroffenen Mitarbeitern die Kontaktdaten der STADTWERKE als 
Verantwortlichem sowie des/der Datenschutzbeauftragten der STADTWERKE mit. 

 
Widerspruchsrecht 
Der Kunde kann der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten für Zwecke der 
Direktwerbung und/oder der Marktforschung gegenüber der STADTWERKE ohne 
Angabe von Gründen jederzeit widersprechen.  Die STADTWERKE werden die 
personenbezogenen Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die 
Zwecke der Direktwerbung und/oder Marktforschung verarbeiten und die Daten 
löschen, wenn eine Verarbeitung nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise zur 
Erfüllung des Vertrages) erforderlich ist. 
Auch anderen Verarbeitungen, die die STADTWERKE auf ein berechtigtes 
Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützt (beispielsweise Übermittlungen 
von Daten zum nicht vertragsgemäßen oder betrügerischen Verhalten des Kunden 
an Auskunfteien), kann der Kunde gegenüber der STADTWERKE aus Gründen, die 
sich aus der besonderen Situation des Kunden ergeben, jederzeit unter Angabe 
dieser Gründe widersprechen. Die STADTWERKE werden die personenbezogenen 
Daten im Falle eines begründeten Widerspruchs grundsätzlich nicht mehr für die 
betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten löschen, es sei denn, er kann 
zwingende Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und 
Freiheiten des Kunden überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
Der Widerspruch ist zu richten an: Stadtwerke Straubing GmbH, Sedanstr. 10, 
94315 Straubing, Telefon: 09421 864-0, Telefax: 09421 864-200, Email: 
mail@stadtwerke-straubing.de 

 
13. Streitbeilegungsverfahren  
13.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind 

verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) 
insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des 
Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das 
Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie betreffen, 
im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang 
beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an:  

 Stadtwerke Straubing Strom und Gas GmbH, Sedanstr. 10, 94315 Straubing 
13.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle Energie e. V. (Schlichtungsstelle) 

nach § 111b EnWG zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn 
das Unternehmen der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen hat 
oder erklärt hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. 
Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle 
teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die 
gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die 
Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren zu beantragen, bleibt unberührt. 

 



 

 
 
 
 
 
 
13.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., 

Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030 2757240–0, Telefax: 030 2757240–69 , 
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungsstelle-
energie.de. 

 
 
13.4. Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich über den 

Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, 
Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030 22480-500 oder 01805 101000, Telefax: 030 
22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 

13.5. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streitbeilegungs-Plattform (OS-
Plattform) der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer 
Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-
Dienstleistungsvertrag sowie Informationen über die Verfahren an den 
Verbraucherschlichtungsstellen in der Europäischen Union zu erhalten. Die OS-
Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden: 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
14. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz  

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei 
der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, 
Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt 
sind. Weiterführende Informationen zu der so genannten Anbieterliste und den  
 
 
Anbietern selbst erhalten sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei der 
Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz umfassend informieren. 
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizienz-online.info. 
 
 

15. Kostenpauschalen  
 netto brutto 

Mahnkosten pro Mahnschreiben (Ziffer 4.2) 1,50 € 1,79 
Zahlungseinzug durch Beauftragten (Ziffer 4.2) 25,00 € 29,75 
   

 In den genannten Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten 
Höhe (derzeit 19 %) enthalten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit keine 
Umsatzsteuerpflicht. 

16. Schlussbestimmungen 
16.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

Änderungen oder Ergänzungen des Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform, soweit im Vertrag keine abweichende Regelung getroffen ist. 

16.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein 
oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. 

 
 
 
 
 

Muster-Widerrufsformular 
 
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück.)  
 
- An  Stadtwerke Straubing GmbH, Sedanstr. 10, 94315 Straubing,  
  Email: mail@stadtwerke-straubing.de 
 
- Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung der 

folgenden Dienstleistung (*) 
 

- Bestellt am (*)/erhalten am (*) 
 

- Name des/der Verbraucher(s)  
 

- Anschrift des/der Verbraucher(s) 
 

- Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 
 

- Datum 
 
___________________________________________ 
(*)Unzutreffendes streichen.  


